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8taat8vvà8ung cle8 Kanton8 kei'n.

>V!6 ei- îuisi ài- eàii Iî6iiUIiii»8 <Iv8 VeitÂ«8iin^8iiìlIie8 Iieivor^e^an^en kl.

Das berniseke Volk gibt siek I(rakt seines Soldât-
bestimmungsreekts lolgendv

VoâZKuri^ :

I. ^ilkl<8^i'lliullîì^61>.

àt. I.
Der Xanton Lern ist sin demokratiseker Xreistaat

und à Lundesglied der sekweizeriseken Xidgenossen-
sekalt.

^.rt. 2.

Die Ltaatsgevvalt berukt aul der Desammtkeit clos

Volkes. Lie wird unmittelbar durek die stimmbereek-
tigten Bürger und mittelbar durek (lie Lekörden und
die Beamten ausgeübt.

L.rt. 3.

In kantonalen Vngslegenkeiten sind stimmbereek-
tigt und wäklbar alle Lekweizerbürger, weleke (las
20. Xltersjakr zurückgelegt baden und seit 30 lagen,
von der Einlage der àsweissekrilten an gereeknet,
im Xanten woknkakt sind.

V.rt. 4.

Vom Ltimmreckt und von der Waklbarkeit aus-
geseklossen sind:

1. diejenigen, weleke durek strakgsriektlickes Dr-
tkeil in der bürgerlieken Xkrenläkigkeit eingestellt
oder derselben verlustig erklärt sind;

2. die Levogteten;
3. die durek die öllentlieke àmenpllege dauernd

Unterstützten wäkrend der Dauer der Dnterstützuvg;
4. Deltstager bis zu ikrer Wiedereinsetzung. Die

dazu erlordsrlieken Lodingungen sollen erleiektert
und belörderliek durek Desetz lestgestellt werden.

Vrt. 5.

Die Gesetzgebung wird über den Xrwerb des

Ltaatsbürgsrreekts und den Verkiekt aul dasselbe
die erkorderlieken Bestimmungen aulstellen. Der
Lürgerreektserwerb ist von der vorgävgigen Lieder-
lassung im Xantonsgsbiet abkängig zu maeken und
soll lür die Vngekörigen anderer Xantone möglickst
erleiektert werden.

Vorbekalten bleibt die Bundesgesetzgebung über
den Xrwerb des Lebweizerbürgerreekts und den
Verkiekt aul dasselbe.

Vsrdsiiäluiigöll äs« VsàssunAsratliss. — vêtibêràtiolls äs

ll. kenàssànss m»! VvIItliveilielu»^.

I. llas Volk.

à 6.

Das Vorseklagsreekt der Ltimmbereektigtsv jlnitia-
tive) umlasst das Degekren naek Xrlass, (Vulkebung
oder Abänderung eines Desetzes oder eines Dekretes
des Drossen Latkes.

Derartige Legekren können in der Xorm der ein-
lacken Anregung oder des ausgearbeiteten Xntwurls
gestellt werden.

Der Volksentseksid muss stattünden, wenn 10,000
Ltimmbereektigte ein solekes Legekren stellen, so-
kern der Drosse Latk demselben nickt entspriekt.
Xin soleker Volksentsekeid ist in der Kegel aul den

lag der erstlolgenden und spätestens der zweit-
kolgölldön regelmässigen Volksabstimmung anzuordnen.

Die Anregung, oder der Xntwurl, ist vor der
Abstimmung immer dem Drossen katke zu begut-
aektender Leseklusslassung zu unterbreiten.

Xür den lall, dass sin von dem Vorseklagsreekt
der Ltimmbereektigten ausgegangener Desetzesentwurl
zur Abstimmung gelangt, kann der Drosse Latk dem
Volke ausser seinem Dutaekten auek einen abgeänderten
Xntwurl zur Xntsekeidung vorlegen.

ö. Dis ^Ks/sre»îàni).

^Vrt. 7.

Der Volksabstimmung unterliegen:
1. ^.lle Desetze;
In jedem Desetz sind die Bestimmungen zu be-

zeieknen, deren Vollziekung durek ein Dekret des
Drossen Latkes oder durek eine Verordnung des
Regierungsratkes zu ordnen ist.

Der Drosse Latk ist bereektigt, bei der Vorlage
eines Desetzes oder Leseklusses neben der ^bstim-
inung über das Danze ausnakmsweise auek eine soleke
über einzelne lkeile anzuordnen;

2. diejenigen Leseklüsse des Drossen Latkes, weleke
lür den gleicksn Degenstand eine Desammtausgabe
von mekr als Xr. 500,000 zur Xolge kaben;

3. Leseklüsse betretend àlnakme von Vnleiken,
sokern soleke niekt zur Lüekzaklung bereits bestekender
ànleiken dienen sollen; vorbekalten ist ^.rt. 9, Aill. 12;
(Zon8tituàe. 14S
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4. ^ede Krkökung der direkten steuer über zwei
vom Kausend des Vermögens;

5. Vorscklägs der stimmberecktigten nack lVrt. 6;
6. Verkassungsänderungeu.

o. Die 4Kcâ?e»».

à 8.

Die stimmberecktigten wäklen in einem einzigen
IVaklkreise

1. den aus siedoll Nitgliedern bestekenden Degie-
rungsratk,

2. die Nitglieder des ständeratkes auk eine Vints-
dauer voll 3 dakren.

2. ver Kresse vstk.

Vrt. 9.

Dem Orossen Datke kommt zu:
1. die Deratkung und Descklusskassung über alle

Oegenstände, welcke cler Volksabstimmung unter-
liegen ;

2. <iie Deratkung und Descklusskassung über den
Krlass von Dekreten unä Descklüssen;

3. die autkentiscke Vuslegung von Oesetzen;
4. der Vbsekluss oder die Oenekmiguug von Ver-

trügen mit den Kantonen und dem Vuslands nack
Nassgabe der Vrt. 7 und 9 der Dundesvertassung,
insofern diese Vertrüge niebt einen Oegenstand der
Oesetzgebung betreten;

5. die Ausübung der den Kantonen dureb die
Vrt. 86, 89 und 93 der Dundesvertassung einge-
räumten Deckte (Degvkren um Kinberutüng der Dundes-
Versammlung, Degekren einer Abstimmung überDundes-
gssetze und Dundesbescklüsss, Vorseblagsreckt) ;

6. die Vertilgung über die >Vekrkratt des Kantons,
soweit sie nickt dem Kunde übertragen ist;

7. die Oberautsickt über die staatsverwaltung;
8. die Keststellung des Mkrlieken Voranscklages

und die steueranlage innerkalb der unter Vrt. 7, ?!iüer4
bestimmten Orenze;

9. der Kntsekeid über Vusgaben, welcke Kr. 500,000
nickt übersteigen (vorbekalten bleibt Vrt. 21);

10. der Kntsekeid über Verminderung des Kapital-
Vermögens des Staates;

11. die Sorge tür ungesckmälerte Krkaltung des
staatsvermögens und tür Zweckmässige Veuknung und
Verwendung seines Krtrages;

12. die Keseklusskassung über Vnleiken bekuts
Dückzakluvg bereits bestekender Vnleiken; vorbe-
kalten bleibt Vrt. 21 tür solcke Zeitweise Oeldauk-
nakmen, die nackweisbar innerkalb des lautenden
Deeknungs^akres aus den staatseinnakmen Zurück-
bezaklt werden können;

13. die Vornakme der ikm durck die Verkassung
oder durck dis Oesetzgebung zugewiesenen ^Vaklen;

14. der Kntsekeid über Desckwerden gegen die
>Vaklen in den Dressen Datk, Degierungsratk und
ständsratk, sowie über Desckwerden gegen die obersten
Verwaltungs- und Oericktsbekörden;

15. der Kntsekeid über Kompetenzstreitigkeiten
zwiseken den obersten Verwaltungs- und Oerickts-
bekörden;

16. das Deckt der Amnestie und der Degnadigung,
soweit dasselbe nickt durck (leset? einer andern
Dekörde übertragen wird;

17. die Ordnung seines Oesekättsganges und seiner
innern Organisation.

Vrt. 10.

Der Orosse Datk dart die ikm durck die Ver-
tassung namentlick Zugewiesenen Verricktuuge» keiner
andern Dekörde übertragen.

Vrt. 11.

Die stimmberecktigten Dürger der VVaklkreise
wüklen in gekeimer Abstimmung nack Nassgabe der
eidgenössiscken Volkszäkluug aut )e. 3000 seelen der
Devölkerung ikres Kreises ein Nitglied in den Orossen
Datk. Kine Druekzakl über 1500 seelen berecktigt
ebenfalls zur N^akl eines Nitgliedes.

Vrt. 12.

Vlle vier dakre ündet eine Oesammterneuerung
des Orossen Datkes statt. Die Vmtsdauer desselben
tüngt .jeweilen den 1. Drackinonat an und eiuligt den
31. Nai des vierten darauf folgenden dakres.

Die Krneuerungswaklen sollen vor dem Vblauke
der Vmtsdausr statttlnden.

Vrt. 13.

In der ^wisckenzeit ledig gewordene stellen des
Orossen Datkes sind spätestens bei der näcksteu
Volksabstimmung wieder zu besetzen.

Vrt. 14.

Vusserordsntlicker >Veise ündet eine Oesammt-
erneuvrung des Orossen Datkes statt, wenn dieselbe
in einer aut Degekren von 10,000 stimmberecktigten
zu veranstaltenden Volksabstimmung von der Nekr-
keit der stimmenden bescklossen wird.

Vrt. 15.
/5u Verkandlungen und Descklüssen des Orossen

Datkes ist die Vnwesenkeit der Nekrkeit der Nit-
glieder erkorderlick.

Vrt. 16.

Die sitzungen des Orossen Datkes sind öüentlick.
Kein Nitglied dart tür seine Deden in der Ver-

Sammlung gericktlick belangt werden. Ks ist datür
einzig dem Orossen Datke verantwortlick.

Vrt. 17.

dedvr Oesetzesentwurk ist vom Orossen Datke
einer zweimaligen Deratkung zu unterwerfen und zwar
so, dass die zweite krükesteos zwei Nonate nack der
ersten stattünclet. Vusgenommen sind die durck Volks-
vorseklag eingebracktsn Kntwürke, sowie die bezüg-
lieken Vbänderungsvorsekläge des Orossen Datkes.

3. kemeinsokattlioke vsstimmungen.

Vrt. 18.
Das Staatsgebiet wird tür die Waklen in den

Orossen Datk in mögliekst gleiekmässige Kreise ein-
getkeilt und zwar so, dass in ^edem IVaklkreise in
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äer Degvl nickt mskr aïs drei Vertreter i^u wäklen
sind.

Dis àsûbung des Ltimmrecktes ist möglickst ^u
erleicktern.

In der Kegel sollen kantonale Volksabstimmungen
um- ^wei Nal im äakr, im Drükling unä im Herbst
stattlinäen.

!II. VoII/îvI>!i»î? »ml Vvinaltiiu^.
I. ver kîegierungsraìk.

^Vrt. 19.

Der kegierungsratk besorgt und überwackt à
gesammte Ltaatsverwaltuog.

àt. 20.

Nit secier Oesammterneuerung äes Orossen katkes
kuäet auck eine Oesammtvrneuerung äes kegierungs-
ratkes statt. Ill der Aviscken^eit ledig gewordene
Ltellen sind kür den liest äer àrtsperiode wieder
^u besetzen.

à 21.

Die Kompetenzen, äie Vukgaben und ciie Organi-
sation äes kegierungsratkes bestimmt äas Oesà.

llegierungssìatàlter.
^rt. 22.

Dür seriell Vmtsbemrk wäklen äie Ltimmbersek-
tigten einen kegierungsstattkalter und einen ^.mts-
Verweser.

In Detrelk cler Vmtsäauer und Keuwakl gilt llas
kür den kegierungsratk Destimmte.

àt. 23.

Die Kompetenzen und ^ukgaben äer kegierungs-
stattkalter bestimmt äas Oeset^.

3. Die gemeinden.

Vrt. 24.

Die biskerige Dintkeilung äes Ltaatsgebiets ill
Kirckgemeinäs- unä Oemeinäsbe^irke wird beibekalten.

Durck äas Oeset^ bann eins Abänderung derselben
im Kinne äer Diläung grösserer Oemeinäen
vorgenommen werden.

Dür einzelne Oemeinäen kann eine Aenderung
uaek ^»Körung äer Detkeiligten äureb Dekret äes
Orossen katkes erkolgsn.

^.rt. 25.

Die Oemeinäg ist äer Verband aller ill ikrvm
De^irk woknkakten Dersonen.

Ill einem unä âemselben OemeinäebeNrke bestekt.
nur eàs Oemeinäs.

Vrt. 26.

Das Ltimmreckt in äer Oemeinäe wird nack Nit-
gäbe äer Dunässverkassung uuä äer kantonalen
Oeset/gebuug geordnet.

L.rt. 27.

Die Organisation äer Oemeinäen wird äureb äas
Oesà bestimmt.

Vrt. 28.
Das Oemeinäsbürgerreckt biläet äie Orunälage

äes Kantonsbürgsrrscktes.

àt. 29.
Das Oemeinäebürgerreekt besitzen:
1. Die gegenwärtigen Durger einer Oemsinäe

unä ibre Kackkommsn;
2. diejenigen Kantonsbürger, welebe bei Inkrakt-

treten äer Verkassung oäer in äer Dolge^eit
seit wenigstens künk äakren in äer Oemeinäs
wobnkakt sind, im Oenusse äer bürgerlieben
Dkrenkäkigkeit steben unä äie ölkentlicke Mokl-
tkätigkeit nickt in àspruck genommen baben.

Din neues Osmeinäebürgsrreckt erlangen in i-^u-
kunkt äie Kantonsbürger beim Dilltritt äer in Aller 2
bievor nambakt gemaekten Voraussetzungen in einer
anäern Oemeinäs.

Der Dantonsbürger, veleber ausser seinem gegen-
värtigen erblicken Dürgerreckt ein Zweites, auk Orunä
vorsteksnäer Destimmungen erworbenes besitzt, kann
im Dalle äer Verarmung einzig äas làtsrworbene
Oemeindebürgerreckt beansprueken.

^Ver bei Inkrakttrsten äer neuen Verkassung äen
polmsilicksn >Voknsit^, ä. k. äie Vrmengenössigkeit, in
einer Oemeinäs äes alten Kantonstkeils erworben bat,
besitzt äas neue Dürgerreckt in äieser Oemeinäs.

Vorbekalten sind äie Vorsckrikten äes àt. 5

betrelkenä äie ^uknakms in äsn berniseken Ltaats-
verband.

^rt. 30.

Die Oemeinäegüter sind vom Ltaate gswäkrleistet
und äürken weder vertkeilt, uock ikrer Destimmung
entkremäet werden.

Die Verwaltung gesckiekt unter Vuksickt äes
Ltaates.

à 31.
Das äagäregal kommt äen Oemeinäen ^u. Das

Mkers bestimmt äas Oeset^.

à 32.

Die biskerigen Durgergemeinäen, mit àsnakme
derjenigen, welcke sick mit äeu Dinwobnergemeinäen
üu gemisckten Oemeinäen vereinigt kaben, besteken
in ^ukullkt nur nock als privatreektlieke Korporationen.

Ikr Vermögen ist iknsn als untkeilbar gswäkrleistet,

unä es stekt iknen unter äer àksickt äes
Staates aussckliesslick äie Verwaltung desselben su.

Der Drtrag äes Vermögens wird kernsr seiner
Destimmung gemäss verwendet, äeäock sind daraus
vorab die Kosten äer Vrmenpklsge ikrer Korporations-
genossen su bestreiten.

Ds stekt jeder Korporation krsi, ikr Vermögen —
unter ^Vakrung besonderer Ltiktungs^wecke — äer
Oemeinäe abzutreten.

Die Deglemente über äie Verwaltung der Korpo-
rationsgüter sind innert drei äakren äer Oenekmiguvg
äes Degierungsratkes i!U unterbreiten. Die Kut^ungs-
berecktigung soll auk alle in äer sckwàeriseken Did-
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genossenscbakt wobnenden Korporationsgenossen bei-
derlei Descblecbts, unter Vorbebalt des reglemen-
tariscben Alters, ausgsdebnt worden.

Das Korporationsorgan, welebes die Verwaltung
à' Korporationsgüter besorgt unä über clin Abtretung
derselben bescbliessen kann, wird aus den stimm-
käbigen Korporationsangobörigon gebildet, welcbe in
äer Demeindo wolinen.

IV. Vimeilpüessö.

àt. 36.

secier berniscke Staatsangebörige bat das Rockt,
sicb in jeder Gemeinde lies Kantons niederzulassen.

Vusnabmsweise kann die Niederlassung demjenigen
entzogen werden, weleker dauernd einer Demeindo
zur Bast källt und von derjenigen Bemeinde, in
weleker er das Bürgsrreebt besitzt, trotz amtlicher
Aufforderung nickt angemessen unterstützt wird.

Die Ausweisung erfolgt durcb den Regierung«-
stattkalter auk motivirten Antrag der Wobngemeinde
und unter Vorbebalt des Rekurses an den Regierung«-
ratb.

^rt. 34.
Ks bestebt kein Reektsansprueb auk ^rmenunter-

Stützung.
Die Vrmenptlege ist gemeinsebaktliebe Aufgabe der

Brivatwobltbätigkeit, der Demeinden und des Staates.
Ku diesem Zwecke können Verbände mebrerer

Demvinden gegründet werden.
Die ökkentlieke àmenptlogs wird unter àksicbt

des Staates von den Demeinden oder Bemeindsvor-
bänden verwaltet.

à 35.
Die dauernde Unterstützung von Vrmen stebt

derjenigen Bemeinde zu, in weleker sie das Rürger-
reckt besitzen. Die vorübergebende Ilülksleistung ist
Sacke der Brivatwobltbätigkeit und, soweit diese
niebt binreiebt, der Wobngemeinde.

àt. 36.

Die bisberigen Rurgersebaftsn sind, so lange sie
als Korporationen kortbesteben, verptlicbtet, die
Kosten der ^rmenunterstützung kür ibre Vngebörigen
aus dem Krtrags des allgemeinen Kutzungsgutes an
die betreffende Gemeinde Zurückzuerstatten, soweit
diese Kosten niebt aus dem burgerlieken àmengut
gedeckt werden können.

Diese Verptlicktung beliebt sieb ausdrüeklicb nur
auf solebe Kutzungsgüter, welcbe einen allgemein
burgerlicben Kkarakter baben.

à 37.
?ur Lestreitung der Kosten der Armenpflege baben

die Demeinden oder Demeindeverbände zu verwenden:
1. Den Krtrag ibrer àmengûter, sowie derjenigen

sonstigen Dsmeindegüter, welcbe scbon bisber
kür die ötfentlicbeWrmevpflege bestimmt waren;

2. die Rückerstattungen der burgerlicben Kutzungs-
Korporationen (Wt. 36), insofern dieselben ibre
àmen niebt selbst erkalten;

3. andere ibnen durcb das Besetz zu diesem Kweck
Zugewiesene Kinkünkte;

4. einen ordentlieben Staatsbeitrag an die Kotb-
armenpfiege, sokern dakür die Kinkünkte unter
^iff. 1, 2, 3 bievor nickt binreicben;

5. den Krtrag einer àmsnsteuer, sokern die Kin-
küvkte unter ?iik. I, 2, 3 und 4 kür die Btlege
der Kotbarmen und Dürftigen niebt genügen;

6. einen ausserordentlieben Staatsbeitrag, weleker
auk diejenigen Bemeinden, die mebr als eine dem
Steuersätze von ^ vom Rausend des Vermögens
entspreebends Vrmentells belieben, unter Lerüek-
sicktigung aller einseklagenden Verkältnissv,
nacb einem durcb das Besetz zu bestimmenden
l^Iassstabe vertbeilt werden soll.

àt. 38.

Ausserdem betbeiligt sieb der Staat an der Armenpflege:

1. durcb Krricbtung oder durcb Knterstützung
von Kranken- und Irrenanstalten;

2. durcb Beiträge an die Krricbtung und den
Knterbalt von Waisen- und Lezirksarmen-
anstalten und andern äbnliebe Zwecke verfolgen-
den Wobltkätigkeitsanstalten;

3. durcb Krstellung von ^rbeitsanstalten kür Kr-
waebsvue und von kettungsanstaltev kür bös-
artige Kinder, wobei die Bedürfnisse der deutsck-
und kranzösiseb-spreebendvn Bevölkerung zu
berücksicbtigen sind.

Vrt. 39.

Die Vrmenpflege der ausserbalb des Kantons
Wobnenden, sowie der wegen Verarmung Kurück-
transportirten bis zu deren àfnabme auk den Vrmen-
etat der Bürgergemeinde liegt ebenfalls dem Staate ob,
sokern die Vbwesenbeit des Verarmten obne Dnter-
Stützung der bisberigen Bürgergemeinde über zwei
dabre. angedauert bat und sokern die in àt. 37, ^ikker 1,
2 und 3 genannten Hülfsmittel nickt genügen, sonst
aber der letzten Bürgergemeinde.

Vrt. 40.

Die Besetzgebung wird einer fortgesetzten und
möglicbst rascken Veuknung der Vrmengütor Vorscbub
leisten.

Vrt. 41.

Die Vormundscbaktspflege stebt jeweilen derjenigen
Bemeinde zu, weleker die Armenpflege zukommt.

Dom Besetz bleibt vorbekalten, auck verwandt-
scbaktlicbs VormundsebaktspÜege einzukübren.

Die Vormundscbaktspflege kür niedergelassene
Sckweizerbürger ist der Wobngemeinde zu übertragen.
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V. ZîMixMssv.

àt. 42.

Div Iteebtspllege in bürgerlielmn und Ltrakreebts-
saelisn wird von den staatlieben Oeriebteu ausgeübt.

Oswerbegeriebts sowie vertragsmässige Lebieds-
gerickts sind in bürgsrliebsn lìsektssaebeu zulässig.

Vrt. 43.

Kein riebtsrliebss Drtbeil dark von äsn gssetz-
gebenden oder äsn Verwaltungsbebörde» aukgeboben
oder abgeändert werden.

àt. 44.

Das Oesetz bestimmt äis Kabl, äis Organisation
unä äis Kompetenzen -der Oeriebte, sowie äis Wablart
unä das Verkabren.

à 45.

Kür äis geriebtliebev Verbandlungen wird der
Oruudsatz der Oekkentliebkeit, «ler Nündliebkeit unä
äsr Dnmittelbarkeit der ganzen Verbandlung vor äsm
urtbeilenden Oeriebte aukgestellt.

Vrt. 46.

Dis Kinriebtung äsr kriedensriebterlieben Vermitt-
lung ist so zu treiben, dass sis ibrsm Kweek mög-
iiskstsr Verbütung von Oivilreebtsstreitigkeiten durcb
kriedliebe Verständigung entspriebt.

Anwalts dürken bei äsr kriedensriebterlieben Vsr-
bandlung nur dann zugelassen werden, wenn ss sinsr
Kartei wegen zu grosser Kntkernung oäsr aus andern
Oründen viebt möglieb ist, persönlieb bei äsrssibsn
zu srscbeiusn.

àt. 47.

Verwaltungsstrsitigkeiten sinä von besonäsrsn
Verwaltungsgeriebten zu ksurtbeilsn. ^Is solebe
dürken nicbt bezeiebnet werden äis Bekörden äsr
administrativen Oewalt.

Krt. 48.

Verbreebsv, politisebe Vergeben und Kressdelikte,
welebe niebt privaten Obarakter baben, werden äursb
Oesebworne beurtbeiit.

Vrt. 49.

Die Lebuldbetroibung ist Beamten zu übertragen.

Vl. 8ellu!v.

à 50.

Ks ist Ktliebt äss Ltaates und äsr Oemsindeo, kür

genügenden Dnterriebt zu sorgen.
Niemand dark die seiner Obkut anvertraute äugend

obns äsn Orad von Bildung lassen, der kür die
Volkssebule (Krimarsebule) vorgesebriebsn ist.

Der Dnterriebt in der Volkssebule ist unentgeltlieb.
Vsrbanäluugen äs« Vsàssungsráss. — Bêlibêrations 4s

à 51.

bis ist Kkliebt des Staates und der Oemeindeu, die
Nittelsebulen zu vervollkommnen.

Der Lesuek derselben ist mögliebst im erleiebtern.

Krt. 52.

Dis Volles- und Nittelsebuleu sollen von den ^n-
gebörigen aller Bekenntnisse obne Beeinträebtigung
ibrsr Olaubvns- und Oewissenskreilmit besuebt werden
können.

Vrt. 53.

Volks- und Nittelsebulen stebeu anssebliesslieb
unter staatliebsr Dsitung.

Diner vom Volk gsvväblten Lebuls^node, dsrsn
Organisation uiul Kompetenzen das Oesetz bestimmt,
stöbt in Laeben des Volks- und Nittelsebulwesens das

Antrags- und Vorberatbungsreebt zu.
Das Ossete wird den Ovmeinden die geeignete

Mitwirkung an der Dsitung der Volkssebuls einräumen.

Vrt. 54.

Der Ltaat sorgt aueb kür den Imkeren Dnterriebt
(Iloeksebule).

Vrt. 55.

Der Ltaat gründet und uuterstützt besonders
Bildungsanstalten kür pb^siseb mangslliakt organisirte
und kür sittlieb verwakrloste Kinder.

Vrt. 56.

Ks ist Kkliebt des Ltaates kür allgemeine und
bsrukliebe Kortbildungssebulen zu sorgen. >îu letzterem
Zwecks erriebtet oder unterstützt er Lebulen kür
Dandwirtbsebakt, Oewerbe, Klandel, Dandwerk und
Kunst. Kr verabkolgt aueb Dandwvrksstipsndien.

Vrt. 57.

Der Ltaat sorgt kür genügende Bildung der Debrer
an Volks- und Nittslsebulen. VVäblbar kür ökkentliebs
Dsbrstsllen ist, abgsseben von dem 'Wege seiner Vor-
bildung, äsder, welcber die staatliebs Kateutprütüng
bestanden oder einen andern gleiebwertbigen Ausweis
seiner Bskäbigung bsigobraebt bat.

Der Lesueb der staatlieben Leminarien ist tbun-
liebst zu srlsiebtern.

Vrt. 58.

Die Bvkugniss zu lebrsn ist, unter Vvrbebalt ge-
setzlieber Bestimmungen, kreigestvllt.

Brivatsebulen stebsn unter der ^.uksiebt des Ltaates.
Lis dürkvn weder vom Staate noeb von Oemeindeu
unterstützt werden.

^rt. 59.

Mitglieder religiöser Ordemsgemeinsebakten dürken
weder Dlntsrriebt ertbeileu, noeb sonst sieb am
Dntsrriebte bstbeiligen.

6!oustitns.utv. 144
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Vil. liîii'à.
Vrt. 60.

Oie innern Vngelegenbeiten der evangeliseb-retor-
mirten und der katboliseben Landeskirebe ordnet )e
ville voll den Vngebörigen derselben gewäblte Kireken-
synode unter Vorbokg.lt des Leebtes der Oenebmigung
dureb den Ltaat. In äussern Kirebenangelegenboiton
stobt den L^noden das Vntrags- ullcì Vorberatbungs-
roobt ^u.

Oie bisberigen Leistungen des Ltaates gn die
anerkannten Landeskireken sind gewäbrleistet. Oie
Organisation derselben guk «lemokratiseber Orundlage
ist Laebe des Oeset^es.

Vein Ltaaìe bleibt vorbebalten, ?.ur Oandbabuvg
ber Ordnung und «.les Kriedeus unter den hngebörigen
«lor versobie«ìenon Leligionsgenossensebaften, sowie
gegen Kingiilke kireklieber Lebörden ill à Iteebte
der Lürger oder «les Ltaates àie geeigneten Mass-
uabmen /u treffen.

Vlll. Vll^'illàv (iinililûàtb

Vrt. 61.

Oie administrative und riebterliebe Oewalt sind ill
allen Ltuken der Ltaatsverwaltung getrennt

Vrt. 62.

In der gleichen person dürfen uiebt vereinigt sein:
1. eine Ltelle der gdrllinistrgtiven und der riebter-

liekell Oewalt;
2. ^vvei Ltellen der administrativen oder riebter-

lieben Oewalt, die ^u einander im Verbältniss der lieber-
uud Onterordnung stoben.

Vorbobglten bleibt die Lesàung der Verwaltungs-
geriebte. (Vrt. 47.)

Vrt. 66.

Ill keiner Ltaatsbebörde, mit Vusnabme des Orossen
Latbes, dürfen gleielmeitig sitzen:

1. Verwandte ill gut- und absteigender Linie;
2. Lebwiegervater und Voebtermanu;
3. Lrüder und Halbbrüder;
4. Lebwäger rmd Lbemänner von Lebwestern;
5. Obeim und Kelle.
Kbensowenig dürken Verwandte oder Versebwägerte

der angegebenen Oracle gleielmsitig solebs Ltellen der
administrativen oder riobterlieken Oewalt bekleiden,
die 2U einander im Verbältniss der lieber- und linter-
orduullg stoben.

Vuklösuvg der übe bebt den Vussebluss der
Lebwägerscbatt lliebt auf.

c^rt. 64.

vie Mitglieder des Orossen Latbes und die Le-
gmten der administrativen und der riebterlieben
Oewalt dürr n von auswärtigen Ltaaten weder Leu-
sioven oder ebalte, noek Litel, Oesebenke oder
Orden annebn en.

Lind sie bereits im Lesàe von Pensionen, Titeln
oder Orden, so lmben sie kür ibro Vmtsdauer guk
den Oenuss der Pensionen und das kragen der kitel
und Orden i!U verliebten.

ver Oobrgueb von Vclelstitvln im gmtliekvn Vvrkebr
ist untersagt.

Vrt. 65.

VIle Lebörden, Leamtenuncl Angestellten des Ltaates
und der Oemeinden sind kür ibre Vmtsverriebtungen
verantwortlieb. Oivilansprüebe, welebe aus dieser
Verantwortlichkeit tliessen, können uumittelbgr gegen
den Ltggt oder die Oemeinden geltend gemgebt
werden. Das Osriebt dgrk )edoeb die Klage uiebt
gnnebmev, bis der Kläger imebgewiesen bat. dass er
sieb dieslalls wenigstens 60 d'âge luvor erfolglos gn
den Legierungsratb oder den betreffenden Oemeimle-
ratb gewendet bat. vem Ltggte und den Oemeinden

.bleibt der Lüekgritk gegen den Keblbgren vorbebglten.

/lrt. 66.

Ks dürfen keine ölkentlioben Ltellen auf Lebens-
leit vergeben werden.

Leamte des Ltaates und der Oemeinden dürfen
nur durcb riebterliebes Ortbeil ibres Vmtes entsetzt
werden.

Oie Lebörde, unter deren Vuksiebt der Leamte oder
Angestellte stebt, bat das Leebt der vorläuügen Kin-
Stellung und des Antrages auf Kntsetlung.

Vrt. 67.

Keine dem Kantone fremde religiöse Korporation
oder Orden und keine mit denselben verbundene
Oesellsebakt dark sieb auf dem Staatsgebiete nieder-
lassen.

Vrt. 68.

Oie deutsebe und die französische Lpraeke sind
die anerkannten Landesspraeben.

VIle Oosetle, Verordnungen und allgemeinen ko-
seblüsse werden im französisch spreebenden Oebiets-
tbeil in beiden Lpraeben verölkentliebt. Oie deutsebe
Lpraeke ist in denselben die Orspraebe.

Verfügungen, Leseblüsse und Ortbeile von oberen
Lebörclen, welebe einzelne Personen oder Korporationen
im französisch spreebenden Osbietstbeil betreKen,
werden in französischer Lpraeke erlassen.

IX. l!«MâI>i'Ià<iiili!M.

Vrt. 69.

Kvlgende Kreibeiten und Leebte der Lürger werden
gewährleistet:

1. die Oleiebbeit der Lürger vor dem Oesetl und
die Vbsebgflkng aller politischen Vorreebte (c^rt. 4
der Landesverfassung) ;

2. die Handels- und Oewerbekreiboit)Vrt. 31 L.-V.);
3. das Leebt der freien Niederlassung innerbalb

der dureb Vrt. 45 der Lundesverkassung aufgestellten
Lobranken;
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4. die (Raubens- und Dewissenstreikeit (Vrt. 49
L.-V.);

ô. à treie Ausübung gottesdienstlickerRandlungen
innerkalb der Sckranken tier otkentlieken Ordnung
und der Sittlickkeit sVrt. 50 R.-V.);

6. das Reckt ?ur Lire (^rt. 54 R.-V.);
7. die Rresstroikeit (Vrt. 55 R.-V.) ;

8. das Versammlungs- und Versinsreckt ^rt. 50
R.-V.);

9. das Rvtitionsreckt (Krt. 57 R.-V.);
10. der ordentlicks Deriektsstand und das Verbot

von Kusnakmegerickten (^rt. 58 R.-V.);
11. das Verbot de8 Sckuldverkatts (Vrt. 59 R.-V.).

Vrt. 70.
Die persönlicke Rreikeit Î8t gewäkrleistet.
Kiemand dork verkattet werden, à in den vom

Desà be^eickneteu Rallen und unter Leobaektung
der vom Desà vorgesckriebenen Rormen.

RngesetRicke oder unv6r8cbuidete Hatt gibt dem
Letrolkenen Vusznuck nut Rntsckädigung.

Vrt. 71.
Rs dürten weder bei der Verkalkung und Rnt-

kaltung einer Rerson unnötkige Strenge, nocb inir Rr-
Wirkung eine8 Deständnisses Zwangsmittel angewendet
werden.

Krt. 72.

tins Ilausreckt Ì8t unverlet^lick.
Kein öitentlicber Rsamter oder Roli^eiangestellter

dark in eine Rrivatwokvung eindringen, als in den
Rallen uinl unter den Rormen, weiebs das Deset?
vorsckreibt.

Degen jede Verletzung de8 Ilausreekts dureb
Leamte oder Roli^eiangestellte Ì8t der IViderstand
erlaubt.

Vrt. 73.

dedem Staatsbürger 8tebt das Reckt dö8 kreisn
Randbaues, Handels und Dewerbes ^u, unter Vorbebn.it
gesetRicker Restimmungen, weicbe das allgemeine
IVokl, die Hebung der Indu8trie und erworbene Reckte
erkordern.

Rs 8oii mit Rekörderung eine Dewerbeordnung
erlassen werden.

àt. 74.

Kilos Rigentkum int unverlet^lick.
IVenn das gemeine ^Voki die Abtretung einen

Degenstandes cie88elbön erkordert, no gesckiekt die-
selbe einzig gegen vollständige, wenn mögiiek vor-
kerige Rntsckädigung.

Die Kusmittelung des Retrages der Rntsckädigung
ist Sacke der Derickto.

Krt. 75.

Rin Drundstück soll künktig weder durck Deset^
noek durck Vertrug oder einseitige Vertilgung einem
Ans oder einer Rente Unterwerken werden, weicde
nickt loskäutliek sind.

X. Vâ8- IIml 8t.iat8vvii'lli8eliä

Krt. 70.

Der Staat überwackt und ordnet, unter Mitwirkung
der Demeinden, das Desundkeitswesen. Rr kat unter
Vorbekait des Krt. 09 der Rundesverkassung die er-
korderlieken Massnakmen )?u tretten, um der Rnt-
stekung und Verbreitung von Krankkeiten bei Menseken
und wideren vorzubeugen und entgegenzutreten.

à 77.

Der Staat tördert und unterstützt das Versickerungs-
wssen, insbesondere die Kranken-, Mobiliar- und
Ragolversiekorung.

Krt. 78.

Der Staat unterstützt die Verdauung und Regu-
lirung der IVildwasser und IVerke der Rntsumptung.

Das betköiligte Drundeigentkum dart bei solcken
Dllternekmungen nickt köker als bis sum Retrag des
erhielten und gesàlick aus^umittelnden Mekrwertkes
belastet werden.

Kit. 79.

Der Staat unterstützt naek einem durck das De-
set? ?u regelnden Verkältnisse die Rrstellung neuer
Verkekrswege und Risenbaknen, sowie die Verbesserung
und Rnterkaltung bestekendsr Strassen. Dabei sollen
in erster Rinie diejenigen Randestkeile berücksicktigt
werden, kür weleke der Staat noek keinen Reitrag
an die Rrstellung von Risenbaknen geleistet kat, deren
industrielle und volkswirtksckaktlicke Interessen aber
eine baldige Rrstellung guter Verbindungen verlangen.

Krt. 80.
Das R^potkekarwesen ist im Sinne der Rintaek-

keit, Rilligkeit und Zuverlässigkeit neu ?u ordnen.
Die R^potkekarkasse und die Kantonalbank sind im
Interesse von Randwirtksckatt, Handel und Dewerbe
?u reorganisiren. Der Staat unterstützt durck billige
Darleksn aus seinen Kreditanstalten die Dründung
solidarisier Kreditgenossensekakten auk dem Debiete
der Dewerbe und der Randwirtksckatt.

Krt. 81.

Die Kreditanstalten werden der staatlicken Kuk-
siebt unterstellt.

Krt. 82.

Die ?ur Restreitung der Staatsausgaben ertorder-
lieben direkten und indirekten Steuern sollen im
Verkältniss der Steuerkratt auk Rersonen, Vermögen,
Rinkommen oder Rrwerb gelegt werden. Das Resets
wird die Rällo der Steuerbetreiung, sowie die Mittel
?ur Verkinderuvg von Steuerverseklagnissen testsetsen.

Kuk unentbekrlieke Rebensmittel dürten keine neuen
Steuern gelegt werden.



572

XI. lînkitt» à VoiàMiix.

à 83.

Dis Verfassung kann entweder in ein/einen Blieilen
oder in ihrer Desammthvit revidirt werden.

1. Di<z theilweise Revision hndet ant' dem Wege
der Deset/gebung statt. Der Rntwurk der revidirten
Artikel ist jedoch vom Drossen Ratke stets einer
zweimaligen Berathung zu unterwerfen, bei welcher
die zweite Berathung nicht vor 2 Monaten nach der
ersten erfolgen darf. Rails nient zukolge eines Vor-
schlagsreeìrts dor Ltimmbereehtigten im Linné dos
Vrt. 6 ein Volksentscheid bereits erfolgt ist, bedarf
es nur Revision dureb den Drosssn Ratk einer Mehr-
beit von zwei Dritttkeileu der stimmenden Mitglieder.

2. Die Revision der Desammtveriassung findet
dnrcb einen Vertassungsrath statt. Lie wird eiuge-
leitet entweder vom Drossen Ratke aus eigener Ini-
tiative (^.rt. 9, Eitler 1) oder infolge eines Vorschlags
der Ltimmbereehtigten ^Vrt. 6.)

Rails die Revision nicht bereits in Demässbeit des
tVrt. 6 durch Volksentscheid beschlossen ist, hat der
Regierungsrath die Rrage, ob die Revision der De-
sammtverfassung stattfinden soll, der Volksabstimmung
zu unterstellen. Wird diese Rrage von der Mehrheit
der stimmenden Bürger bejaht, so soll der Regieruugs-
rath sofort die Wahl des Verkassungsratlres anordnen
und die dazu erforderliche Verordnung erlassen.

deder Wahlkreis tur den Drossen Rath erwäldt ^'u

auf 4000 Leelen seiner Bevölkerung ein Mitglied des

Verfassungsratkes. Bine Bruchzahl über 2000 Leelen
berechtigt ebenfalls zur Wahl eines Mitgliedes.

Der vom Verkassuvgsrath berathene Rntwurk der
Verfassung soll der Volksabstimmung nur Vnnabme
oder Verwerfung unterbreitet werden.

Die Debergangsbestimmungen und der Vbstim-
mungsmodus wurden der /.weiten Berathung vor-
behalten.

Hdso beschlossen,

Fcmr, den 24. Mai 1884.

Im Rlamen des Verkassungsratlres,

Marti.

/>ie Aàefàe.'
tienliarcl.
kossei.
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